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der sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse zu mißbrau­
chen, ihm die Schwere seines Verbrechens bewußt ma­
chen sowie ihn und andere Personen von der Begehung 
weiterer Verbrechen zurückhalten.

(3) Die Vermögenseinziehung erstreckt sich auf das 
gesamte Vermögen des Täters mit Ausnahme der un­
pfändbaren Gegenstände. Sie kann auf einzelne, im 
Urteil genau zu bestimmende Vermögenswerte be­
schränkt werden. Das eingezogene Vermögen wird mit 
Rechtskraft des Urteils Volkseigentum.

(4) Die Vermögenseinziehung kann vom Gericht selb­
ständig angeordnet werden, wenn gegen den Täter ein 
Verfahren zwar nicht durchführbar, vom Gesetz aber 
nicht ausgeschlossen ist.

§58
Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte

(1) Die staatsbürgerlichen Rechte können dem Verur­
teilten wegen eines Verbrechens gegen die Souveräni­
tät der Deutschen Demokratischen Republik, den Frie­
den, die Menschlichkeit und die Menschenrechte, Ver­
brechens gegen die Deutsche Demokratische Republik 
oder Mordes aberkannt werden.

(2) Die Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte soll 
den Verurteilten über die Dauer der Freiheitsstrafe 
hinaus daran hindern, diese Rechte im politischen und 
gesellschaftlichen Leben zu mißbrauchen, und soll ihm 
die Schwere des Verbrechens bewußt machen.

(3) Die Dauer der Aberkennung beträgt mindestens 
zwei und höchstens zehn Jahre. Die Aberkennung wird 
mit der Rechtskraft des Urteils wirksam; ihre Dauer 
wird vom Tage der Entlassung aus dem Vollzug an be­
rechnet. Hat der Verurteilte während des Vollzugs der 
Freiheitsstrafe und danach sich verantwortungsbewußt 
verhalten und durch besondere Leistungen bewährt, 
kann die Dauer der Aberkennung durch Beschluß des 
Gerichts verkürzt werden. Die gesellschaftlichen Orga­
nisationen und unter ihrer Mitwirkung die Kollektive 
der Werktätigen können entsprechende Anträge stellen. 
In Verbindung mit lebenslanger Freiheitsstrafe und To­
desstrafe wird die Aberkennung für dauernd ausge­
sprochen.

(4) Mit der Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte 
verliert der Verurteilte dauernd seine aus staatlichen 
Wahlen hervorgegangenen Rechte, seine leitenden Funk­
tionen auf staatlichem, wirtschaftlichem und kulturellem 
Gebiet sowie seine staatlichen Würden, Titel, Auszeich­
nungen und Dienstgrade. Für die Zeit der Aberkennung 
verliert der Verurteilte das Recht, in staatlichen Ange­
legenheiten zu stimmen, zu wählen und gewählt zu 
werden.

6. A b s c h n i t t
§59

Ausweisung
Gegenüber Tätern, die nicht Bürger der Deutschen 

Demokratischen Republik sind, kann anstelle oder zu­
sätzlich zu der im verletzten Gesetz angedrohten Strafe 
auf Ausweisung erkannt werden.

7. A b s c h n i t t
§60

Todesstrafe
(1) Die Todesstrafe wird, soweit sie das Gesetz zuläßt, 

gegen Personen ausgesprochen, die besonders schwere 
Verbrechen begangen haben. Sie ist mit der dau­
ernden Aberkennung aller staatsbürgerlichen Rechte 
verbunden und wird durch Erschießen vollstreckt.

(2) Gegen Jugendliche wird die Todesstrafe nicht aus­
gesprochen. Gegen Frauen, die zur Zeit der Tat, der 
Verurteilung oder der Vollstreckung schwanger sind, so­
wie gegen Täter, die nach der Verurteilung geisteskrank 
geworden sind, wird die Todesstrafe nicht angewandt.

8. A b s c h n i t t  
Bemessung der Strafe

§61
Grundsätze der Strafzumessung

(1) Bei der Strafzumessung hat das Gericht die Grund­
sätze der sozialistischen Gerechtigkeit zu verwirklichen.

(2) Art und Maß der Strafe sind innerhalb des ge­
setzlichen Strafrahmens unter Berücksichtigung der ob­
jektiven und subjektiven Umstände der Tat, wie Art 
und Weise ihrer Begehung, ihrer Folgen, der Art und 
Schwere der Schuld des Täters, zu bestimmen. Dabei 
sind auch die Persönlichkeit des Täters, sein gesell­
schaftliches Verhalten vor und nach der Tat und die 
Ursachen und Bedingungen der Tat zu berücksichtigen, 
soweit diese über die Schwere der Tat und die Fähigkeit 
und Bereitschaft des Täters Aufschluß geben, künftig 
seiner Verantwortung gegenüber der sozialistischen Ge­
sellschaft nachzukommen. Es ist insbesondere zu prü­
fen, inwieweit der Täter aus bereits erfolgten Bestra­
fungen richtige Lehren gezogen hat. Bei der Festsetzung 
der Strafe hat das Gericht sowohl die zugunsten als 
auch zuungunsten des Täters vorliegenden Umstände 
allseitig zu würdigen.

(3) Legt das verletzte Gesetz fest, daß bestimmte Um­
stände die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen, 
mindern oder erhöhen, darf das Vorliegen eines solchen 
Umstandes nicht noch strafmildernd oder straferschwe­
rend berücksichtigt werden.

(4) Geht das Gesetz davon aus, daß bestimmte Um­
stände die strafrechtliche Verantwortlichkeit mindern, 
so ist dies bei der Strafzumessung innerhalb des Straf­
rahmens des verletzten Gesetzes zu berücksichtigen.

§62
Außergewöhnliche Strafmilderung

(1) In den gesetzlich bestimmten Fällen der außer­
gewöhnlichen Strafmilderung kann eine Strafe bis auf 
das gesetzliche Mindestmaß der angedrohten Strafart 
gemildert oder eine leichtere als die gesetzlich vorge­
sehene Strafart angewandt worden, wenn die Tat we­
niger schwerwiegend ist.

(2) Die Strafe карп ebenso herabgesetzt werden, wenn 
die Voraussetzungen, gemäß § 25 von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen, nicht in 
vollem Umfange vorliegen, aber bereits eine mildere 
Strafe den Strafzweck erfüllt.

(3) Sieht das verletzte Gesetz wegen erschwerender 
Umstände eine Strafverschärfung vor, ist sie nicht an- 
zuwonden, wenn sich unter Berücksichtigung der ge­
samten Umstände die Schwere der Tat nicht erhöht hat.

Bestrafung bei mehrfacher Geseizesverlctzung
§63

(1) Bei mehrfacher Gesetzesverletzung sind alle Straf­
rechtsnormen anzuwenden, die den Charakter und die 
Schwöre des gesamten strafbaren Handelns kennzeich­
nen.

(2) Eine mehrfache Gesetzesverletzung liegt vor, wenn 
der Täter durch eine Tat zugleich mehrere Strafrechts­
normen (Tateinheit) oder durch mehrere Taten ver­
schiedene Strafrechtsnormen oder dieselbe Strafrechts­
norm mehrfach verletzt (Tatmehrheit).


